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den Standpunkt stellen, wie Sie es tun - darüber müsse man nicht mehr reden -, der darf 
nicht die grundlegenden Rechte des Parlaments mit Füßen treten. 

(Beifall von der CDU und von der FDP) 

Sie haben die Chance verpasst - ich komme zum Ende -, dieses Thema ein für alle Mal im 
Konsens zu lösen. An uns hätte es nicht gelegen, aber so können wir leider nicht mitma-
chen. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr Kollege Wüst. - Für die SPD-
Fraktion spricht der Kollege Körfges.  

Hans-Willi Körfges (SPD): Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wenn wir 
nicht den Anschlag von Schwarz-Gelb auf die kommunalen Unternehmen gehabt hätten, 
dann wäre das jetzt womöglich eine Situation, in der ich den Kollegen Wüst ernst nehmen 
könnte, wenn er nach Gemeinsamkeiten bei diesem Thema ruft. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Sie haben es geschafft, lieber Kollege Wüst, mit wenigen Herrschaften aus der FDP, den 
Grundsatz „Privat vor Staat“ in einer Art und Weise zur politischen Handlungsmaxime zu er-
heben, dass es Ihnen gelungen ist, die größte Demonstration in der vergangenen Wahlperi-
ode vor dem Landtag zusammenzubringen: 30.000 Menschen haben Ihnen gezeigt, was sie 
von „Privat von Staat“ halten. 

(Beifall von der SPD, von den GRÜNEN und von der LINKEN) 

Das haben Sie gemacht, obwohl wir dieser Bevorzugung der privaten Mitbewerber ganz 
deutlich widersprochen haben und Ihnen schon damals gesagt haben, Sie schütten, selbst 
wenn Sie es vermeintlich mit dem Handwerk und dem Mittelstand gut meinen, das Kind mit 
dem Bade aus; denn - das hat die Beratung zu unserem Gesetzentwurf ergeben - das ist 
nicht nur faktisch eine Gemeinschaft, die kommunalen Unternehmen, der vor Ort tätige Mit-
telstand und das Handwerk, sondern die fühlen sich auch so, meine Damen und Herren. 
Deshalb haben wir allen Grund, dankbar zu sein, dass im Handwerk ein wesentlich größerer 
Weitblick vorhanden ist als auf dieser Seite des Hauses, meine Damen und Herren. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Herr Kollege Körfges, würden Sie eine Zwischenfrage 
des Kollegen Wüst zulassen? 

Hans-Willi Körfges (SPD): Ja, selbstverständlich. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Dann bitte, Herr Kollege Wüst. 
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Hendrik Wüst (CDU): Ich fühle mich geschmeichelt. Vielen herzlichen Dank. - Sind Sie 
bereit, zur Kenntnis zu nehmen, dass genau die von Ihnen gerade wieder verteufelte Lö-
sung der christlich-liberalen Koalition von 2007 in diesem Land von 1950 bis 1994 gegol-
ten hat und dass es den Stadtwerken in dieser Zeit nicht schlecht gegangen ist? 

Hans-Willi Körfges (SPD): Meine Damen und Herren, das ist eine ganz tolle Frage,  

(Beifall von der CDU) 

weil die Lösung, die es danach gegeben hat, die von der SPD eingeführt worden ist, nicht zu 
einem Sterben der Handwerker und des Mittelstandes in Nordrhein-Westfalen geführt hat, 
ganz im Gegenteil.  

(Beifall von der SPD) 

Das heißt, wir haben damals die Möglichkeit eröffnet - und diese Möglichkeit ist gut und 
wichtig für unsere Kommunen, deshalb führen wir sie wieder ein -, dass die Kommunen in 
eigener Entscheidungsverantwortung ohne ideologische Vorgaben darüber entscheiden 
können, in welcher Art und Weise sie sich Aufgaben der Daseinsvorsorge tatsächlich vor-
nehmen wollen, wie sie selbst ihren Auftrag gestalten wollen. Sie haben eine ideologische 
Vorgabe gemacht. Wir haben das abgelöst. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, jetzt die Mär von dem angeblich so ungeheuer überra-
schenden Verfahren im Ausschuss. Lieber Kollege Hauser, unter uns Juristen, es gibt einen 
sehr interessanten Spruch, den jeder von uns relativ frühzeitig lernt, dass ein Blick ins Ge-
setz die Rechtsfindung erleichtert. 

(Heiterkeit von der LINKEN) 

Ehe hier zu lamentieren und davon abzulenken, dass Sie sich in wichtigen Fragen heute 
nicht outen wollen, hätten Sie vielleicht die Geschäftsordnung des Landtages Nordrhein-
Westfalen einmal zu Rate ziehen sollen - ein weiterer Literaturhinweis. 

Wir haben in der Vergangenheit, und zwar anlässlich des Haushalts, im Jahr 2006 an einer 
ähnlichen Stelle mit viel gravierenderem Anlass gesagt: So kann man mit einer Opposition 
nicht umgehen bezogen auf Anhörungen.  

Das hat dazu geführt, dass die damalige Präsidentin, die Ihrem Herzen sicherlich näher 
steht als meinem - wobei man das bei dieser Frage bei der CDU im Augenblick nicht so ge-
nau weiß -, ein Gutachten in Auftrag gegeben hat. Die Ergebnisse dieses Gutachtens bele-
gen ganz eindeutig, dass wir uns als Koalitionsfraktionen sowohl inhaltlich als auch rechtlich 
auf sicherem Boden bewegt haben. Die Themen - Frau Demirel hat durch eine Frage darauf 
hingewiesen - sind allen Sachverständigen bekannt und von ihnen selbst angesprochen 
worden. Ich habe nachgefragt, und zwar konkret bezogen auf das Sparkassenmodell, ob 
das eine Lösung sein könnte, und das ist bejaht worden.  

Meine Damen und Herren, wenn Sie an der Stelle nicht aufpassen und Ihre Möglichkeiten, 
nachzufragen, nicht wahrnehmen, dann können Sie das nicht der Mehrheit in diesem Hause 
zum Vorwurf machen. Ich hatte den Eindruck, an dieser Stelle der Anhörung waren Sie wo-
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möglich - die Reihen waren sehr spärlich besetzt - zum Teil körperlich, aber zumindest geis-
tig überhaupt nicht mehr da, nicht mehr anwesend. 

(Beifall von der SPD - Dietmar Brockes [FDP]: Ihre Reihen waren nicht besetzt! Wir 
waren doch die ganze Zeit anwesend! Eine Unverschämtheit!) 

- Dann zumindest geistig nicht an der Stelle. Das kann ich bei Ihnen, Herr Brockes, wenn es 
um Mitbestimmung geht, durchaus nachvollziehen. 

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP]) 

Da versagt bei Ihnen unter Umständen, wenn es um das Thema Mitbestimmung geht, ir-
gendwo auch die Aufmerksamkeit. Dann haben Sie sich vielleicht an der Stelle ganz be-
wusst ausgeblendet; 

(Dietmar Brockes [FDP]: Eine Unverschämtheit!) 

denn das war Thema bei der Anhörung und ist vernünftig behandelt worden. Nur weil Sie 
von der FDP mit Mitbestimmung nichts anfangen können, meine Damen und Herren,  

(Zustimmung von Minister Guntram Schneider) 

lassen wir das in der Sache von Ihnen nicht infrage stellen. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU-Fraktion, ich empfinde es allerdings auch in-
haltlich beinahe ungehörig, wie Sie mit dem bewährten Instrument der Mitbestimmung von 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern in freiwilligen Aufsichtsräten in kommunalen Unter-
nehmen umgehen. 

(Beifall von der SPD) 

Statt uns eine Alibidiskussion über Geschäftsordnungsfragen aufzudrücken, sollten Sie Ihre 
Verantwortung auch den Kolleginnen und Kollegen in den Unternehmen gegenüber einmal 
wahrnehmen und sagen, ob Sie jetzt die Mitbestimmung möglich machen oder die mit der 
FDP-Fraktion gemeinsam verhindern wollen? 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN)Daran haben Sie sich vorbeigedrückt. 

§ 107 a ist so eindeutig, dass es Ihnen gar nicht recht ist, dass es zu einer Einigung ge-
kommen ist, zu der Sie eigentlich nicht Nein sagen können. Die Handwerkerschaft und die 
kommunalen Unternehmen sind sicherlich schlau genug, sich von Ihnen nicht drängen zu 
lassen. Sie haben aus eigener Einsicht erkannt, dass es für beide Seiten ein vollkommen 
wichtiges Thema ist. Deshalb ist es zu einer Einigung gekommen, die alle Vorgaben trägt, 
die auch die CDU-Kommunalpolitik immer wieder gemacht hat. Das ist eine unangenehme 
Nummer für Sie, und Sie versuchen sich jetzt auch da mit einer windigen Argumentation 
herauszustehlen. Eines trennt uns, „Privat vor Staat“ - das schaffen wir in § 107 ab - ist 
ebenso von gestern wie die Wortbeiträge des Kollegen Wüst in der Sache.  

In § 108 a sichern wir die Mitbestimmungsrechte überall da, wo die Räte und die kommuna-
len Unternehmen sie vorsehen.  
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Wir haben in § 107 a Chancengleichheit und Wettbewerbsgleichheit für unsere kommunalen 
Unternehmen eingeführt.  

All das führt mich zu dem Schluss, dass sich morgen, wenn das Gesetz in dritter Lesung 
endgültig verabschiedet ist, nicht nur die Koalitionsfraktionen und eine Oppositionsfraktion 
mit uns freuen, sondern sich auch ganz viele Kommunalpolitikerinnen und Kommunalpoliti-
ker der CDU dazu beglückwünschen werden, dass es in Nordrhein-Westfalen wieder eine 
vernünftige, kommunalfreundliche Landesregierung gibt. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr Kollege Körfges. – Für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen hat Kollege Mostofizadeh das Wort. 

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Frau Präsidentin! Ich will nur kurz deutlich machen, 
dass es der FDP überhaupt nicht um die Sache geht. Herr Brockes hat eben erneut vorge-
tragen, welche wahnwitzigen wirtschaftlichen Betätigungen in den Kommunen vorhanden 
sind. Es war wieder von Busunternehmen, von Nagelstudios und Sonnenbänken, Auto-
werkstätten und anderen Geschichten die Rede.  

Mein Kollege, Staatssekretär Becker, damals Abgeordneter, hat verschiedene Kleine An-
fragen - insgesamt acht - an den damaligen Innenminister Wolf gestellt und sich auf ein In-
terview bezogen, das dieser im „Morgenecho“ im WDR gehalten hat, in dem er das Glei-
che vorgetragen hat wie Sie. Der Innenminister hat ihm geantwortet, dass die beispielhafte 
Aufführung einzelner wirtschaftlicher Betätigungen der Verdeutlichung der politischen Ab-
sichten der Landesregierung diene. Die von Herrn Minister Dr. Wolf genannten Beispiele 
wurden im Interview nicht auf aktuelle, konkrete Betätigungen von bestimmten Kommunen 
bezogen, sondern waren als pauschale Hinweise auf potenziell unliebsame wirtschaftliche 
Betätigungen zu verstehen. - So viel zur Korrektheit der FDP in ihrer politischen Ausrich-
tung.  

(Beifall von den GRÜNEN und von der SPD) 

Sie sind einfach ideologisch verbrämt und haben vollständig an der Sache vorbeiargumen-
tiert.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Danke schön, Herr Kollege Mostofizadeh. – Für die 
FDP hat Kollege Engel das Wort. 

Horst Engel (FDP): Wo ist er, Herr Körfges? – Ich habe mich noch mal gemeldet, um kurz 
auf das Verfahren einzugehen. Es ist hochinteressant, wie Sie das hier verdrehen. Wir ha-
ben Ihnen, den Koalitionsfraktionen, im kommunalpolitischen Ausschuss – Frau Gödecke 
hat die Sitzung als Ausschussvorsitzende geleitet – völlig unaufgeregt und nüchtern gera-
ten, den morgigen Tagesordnungspunkt 4 zurückzuziehen.  

Mit Ihrem § 108 a haben Sie das Gesetzgebungsverfahren auf null gestellt, 
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